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Thema der Woche 

Gerhard Schröder 
der richtige Mann 

Die Entscheidung über den Kandidaten der Union für das 
Amt des Bundespräsidenten ist gefallen. Bundesminister Dr. 
Gerhard Schröder ist der Kandidat der Union. Er ist mit dem 
Schicksal der Bundesrepublik aufs engste verbunden. Sein 
Pflichtgefühl, seine Staatsauffassung machen ihn zum rich- 
tigen Mann für dieses hohe Amt. 

Schröder ist seit über 15 Jahren 
Minister der Bundesrepublik 
Deutschland. Er hat unserem Lande 
als Innenminister, als Außenminister 
und als Verteidigungsminister ge- 
dient. 

Der Bundespräsident ist nach un- 
serer Verfassung der Inhaber eines 
Amtes, das sowohl das ganze Volk 
wie das ganze Deutschland reprä- 
sentiert. Er ist ein Integrationsfak- 
tor und ein Stabilisator für Staat und 
Volk, der auch in schwierigen Zei- 
ten anerkannte Autorität auszu- 
strahlen hat. Er ist zwar keine 
„Autoritätsreserve", wie es kürzlich 
ein Blatt zur Wahl Schröders schrieb, 
aber er muß für alle sichtbar der- 
jenige sein, dessen Amtsführung 
man vertraut. 

Das Amt des Bundespräsidenten 
gehört in die Hand eines Mannes, 
der sich mit unserem Staatswesen 
identifizieren kann. Schröder ist seit 
1949 Mitglied des Bundestages; seit 
1953 dient er ununterbrochen die- 
sem unserem Staat an hoher Stelle 
als Minister. Er weiß, daß die Poli- 
tik Adenauers und Erhards unser 
Land wieder glaubwürdig gemacht 
hat, und er ist an dieser Politik aus 
vollem Herzen beteiligt gewesen. 

Die Grundlage für die aktive Frie- 
denspolitik der Regierung Kiesin- 
gers ist sein Werk; die Friedensnote 
des Kabinetts Erhard trägt seine 
Handschrift. Im Ausland ist er als 
Verfechter dieser Friedenspolitik 
weit bekannt, seine Treue zur de- 
mokratischen Verfassung unseres 
Landes ist unbestritten. 

Warnung für Moskau 
Die diesjährige Ministerratstagung 

des Nordatlantikpaktes stand ganz 
unter dem Zeichen der Invasion von 
Truppen des Warschauer Paktes in 
die Tschechoslowakei. Die NATO ist 
bereit, aus der veränderten militäri- 
schen Lage die notwendigen 
Schlüsse zu ziehen und alles für 
eine Verstärkung der Verteidigungs- 
bereitschaft des Westens zu tun. 
Selbstverständlich müssen dabei 
alle Partner ihren entsprechenden 
Beitrag leisten. 

Die Bundesregierung hat wieder- 
holt betont — und sie hat dabei die 
volle Unterstützung der CDU/CSU 
gefunden —, daß auch sie erhöhte 
Verteidigungsanstrengungen unter- 
nehmen will, wenn das Bündnis dies 
für erforderlich hält. 

Die klare Sprache hinsichtlich der 
sowjetischen Bedrohung gegenüber 
Europa ist sehr zu begrüßen. In 
Moskau kann nach dem Ergebnis 
dieser Ministerratstagung von Brüs- 
sel kein Zweifel daran bestehen, daß 
die westliche Verteidigungsallianz 
entschlossen   ist,   die   Freiheit   und 

Sicherheit ihrer Mitgliedstaaten ge- 
genüber allen Versuchen des Ostens 
zu schützen und zu verteidigen. Das 
gilt auch für Berlin. In dem Kom- 
munique wird der Osten ausdrück- 
lich vor jedem Übergriff gegen Ber- 
lin gewarnt und es wird unterstri- 
chen, daß die NATO alles daran 
setzen wird, die Lebensfähigkeit der 
Stadt zu erhalten. Die Machthaber 
im anderen Teil Deutschlands soll- 
ten diese Entschlossenheit nicht 
unterschätzen, wenn sie jemals wie- 
der daran denken sollten, den freien 
Zugang nach und von Berlin zu be- 
hindern. 

Die Deutlichkeit, mit der das Kom- 
munique der Ministerratstagung auf 
die Vorgänge in der CSSR reagiert 
hat und die Eindeutigkeit, mit der 
die Sowjetunion und ihre Satelliten 
vor weiteren Übergriffen gewarnt 
werden, sind ein unübersehbares 
Signal. Das Bündnis hat wiederum 
bewiesen, daß es nicht nur in Fra- 
gen der Verteidigung, sondern auch 
in Fragen der allgemeinen Politik 
aktionsfähig und schlagkräftig ist. 

Die Wahlmänner der Bundesver- 
sammlung, deren Einberufungster- 
min noch nicht feststeht, werden 
diese Eigenschaften in die Waag- 
schale werfen müssen, wenn sie sich 
für einen der Kandidaten entschei- 
den. Die Bewährung für unseren 
Staat, die Schröder mustergültig re- 
präsentiert, wird dabei den Aus- 
schlag geben müssen. Die Partei, 
deren Stimmen aufgrund des Stimm- 
verhältnisses wesentlich zur Ent- 
scheidung beitragen, wird ihr frei- 
heitliches Engagement dabei bewei- 
sen   könnnen. 

Nach seiner Nominierung hat 
Schröder in verschiedenen Inter- 
views dazu Stellung genommen, 
wie er das Amt des Bundespräsiden- 
ten sieht. Dabei sagte er: „Für mich 
als ein Politiker sind die politischen 
Ämter jeweils danach zu bewerten, 
wie man durch das Vertrauen seiner 
Freunde mit derWahrnehmung einer 
Aufgabe betraut wird. Und ich 
glaube, daß alle Politiker in allen 
politischen Ämtern eine Aufgabe zu 
betreuen und zu führen haben, das 
ist nämlich die, das Wohl ihres Lan- 
des und Volkes, und zwar ihres gan- 
zen Volkes, wahrzunehmen. 

Auf die Frage: „Ist es denkbar, 
daß das Amt des Bundespräsiden- 
ten, sowie es ausgestattet ist, auch 
ein Amt in unserer Zeit sein kann, 
oder wird man das eine oder an- 
dere ändern müssen," gab Schröder 
folgende Antwort: „Ich fühle mich 
nicht berufen, das heute zu erörtern. 
Aber Sie haben ganz recht, daß 
das Grundgesetz, dessen 20. Jah- 
restag wir im nächsten Jahr bege- 
hen werden, natürlich einmal retro- 
spektiv geschaffen worden ist, aber 
natürlich auch mit einem Blick in 
die Zukunft geschaffen worden ist. 
Und man kann im Augenblick nichts 
anderes sagen als dies, daß das 
Grundgesetz die Basis für die Wahr- 
nehmung der politischen Ämter in 
unserem   Lande  bildet  und   abgibt. 

Wir sind in der Tat heute in un- 
serem Gesamtempfinden, oder sa- 
gen wir mal die ganze Bevölkerung 
ist in ihrem Empfinden sehr viel 
plebiszitärer eingestellt, als das die 
Väter des Grundgesetzes vielleicht 
waren. 

Ich möchte meinen, daß der Bun- 
despräsident nach der Auffassung, 
nach dem Willen der Verfassung für 
alle da ist, und daß seine Amtsfüh- 
rung dieser Aufgabenstellung ent- 
sprechen muß." 
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Zum Volkstrauertag am 
17. November 1968 sprach 
Bundesverteidigungs- 
minister Dr. Schröder 
folgende Totenehrung: 
Wir gedenken heute 
der Soldaten, die in den 
beiden Weltkriegen gefal- 
len, ihren Verwundungen 
erlegen oder in Kriegs- 
gefangenschaft gestorben 
sind, der Männer, Frauen 
und Kinder, die in der 
Heimat ihr Leben lassen 
mußten. Wir gedenken 
ebenso all derer, die unter 
der Gewaltherrschaft Opfer 
ihrer Überzeugung oder 
ihres Glaubens wurden 
oder die getötet wurden, 
nur weil sie einem anderen 
Volk oder einer anderen 
Rasse angehörten. 
Wir gedenken der Männer, 
Frauen und Kinder, die in 
der Folge des Krieges 
und wegen der Teilung 
Deutschlands umgekom- 
men sind. 
Wir nehmen Anteil an dem 
Schmerz der Hinterblie- 
benen um die Gefallenen 
und Toten aller Völker, 
die unter den beiden Welt- 
kriegen leiden mußten 
oder die unter kriegeri- 
schen Auseinandersetzun- 
gen bis in diese Tage 
leiden müssen. Wir trauern, 
doch wir leben in der 
Hoffnung auf Versöhnung 
der Völker und Frieden 
in der Welt. 
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Der Bundestag wird in der 
nächsten Woche aktuelle Fragen 
der Verteidigungspolitik debat- 
tieren. Die Bundesregierung wird 
am kommenden Mittwoch einen 
Bericht über den Ablauf und das 
Ergebnis der NATO-Ministerrats- 
tagung in Brüssel geben, über 
den das Plenum des Bundesta- 
ges dann anschließend debattie- 
ren wird. 

In der nächsten Woche hat der 
Bundestag im übrigen ein volles 
Programm. Die Beratungen be- 
ginnen am Montag, dem 25. No- 
vember, mit einer Sitzung des 
Fraktionsvorstandes der CDU/ 
CSU. Hauptthema dürfte dabei 
der Stand der Diskussionen um 
die Finanzverfassungsreform 
sein und die Stellungnahme, die 
der Bundesrat zu diesem Pro- 
blem abgegeben hat. Außerdem 
dürfte sich der Fraktionsvorstand 
auch mit den Forderungen des 
Beamtenbundes und der Ge- 
werkschaften auf eine einheit- 
liche Zahlung eines Weihnachts- 
geldes von 40 % eines Monats- 
gehalts für alle Bundesbeamten 
befassen. Die gleichen Themen 
werden auch auf der Sitzung der 
Gesamtfraktion am 26. November 
zur Diskussion stehen. 

Für die Plenarsitzungen am 
Mittwoch, dem 27. November, 
und am Freitag, dem 29. Novem- 
ber, ist die Tagesordnung noch 
nicht festgelegt. Darüber wird 
der Ältestenrat in seiner Sitzung 
am Montag, dem 25. November, 
erst beraten. Sicher ist jedoch 
schon jetzt, daß in der nächsten 
Woche die dritte Lesung der 
steuerpolitischen Vorlagen erfol- 
gen wird, die im Zusammenhang 
mit dem Verkehrsprogramm der 
Bundesregierung bereits in der 
vergangenen Woche in zweiter 
Lesung behandelt worden sind. 
Hierbei geht es vor allem um die 
Einführung einer Straßenbenut- 
zungsgebühr für Lastkraftwagen. 

In der vergangenen Woche hat 
der Bundestag in erster Lesung 
einen Antrag der FDP auf Her- 
absetzung des Wahlalters auf 18 
Jahre und die damit zusammen- 
hängenden rechtlichen Probleme 
beraten.      Der     Vertreter     der 

CDU-CSU-Bundestagsfraktion, 
Picard, hat sich dabei grundsätz- 
lich für einen solchen Schritt aus- 
gesprochen. Das Plenum des 
Bundestages war sich in der Ab- 
sicht, das Wahlalter herabzuset- 
zen, einig. Man zweifelt in par- 
lamentarischen Kreisen jedoch 
daran, daß die Einführung des 
Wahlalters von 18 Jahren schon 
für die kommende Bundestags- 
wahl möglich sein wird, da dem 
insbesonders rechtliche Wider- 
stände entgegenstehen. 

Bekanntlich haben in einigen 
Wahlkreisen bereits die Kandi- 
datenaufstellungen begonnen, 
womit praktisch die Wahlhand- 
lung eröffnet ist. Dieses Thema 
wird aber in nächster Zeit nicht 
mehr vom Tisch kommen. Das 
Parlament wird eine Lösung in 
dieser Frage finden. 

Bundestag 

Ziele der politischen 
Bildungsarbeit 

Am Freitag, dem 15. November, hat der Bundestag die Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Großen Anfragen der Frak- 
tion der FDP, der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD über 
die politische Bildungsarbeit diskutiert. Dabei wurde von allen 
Sprechern die Bedeutung dieses Themas für die Entwicklung 
unserer demokratischen Ordnung hervorgehoben. 

Die Sprecher der Fraktionen 
stimmten aber auch den Ausführun- 
gen des Bundesministers Benda zu, 
der hervorhob, daß politische Bil- 
dung keinesfalls Ersatz für Politik 
sein dürfe und könne. 

In der Antwort vom 23. September 
1968 auf die Anfragen nahm der Bun- 
desinnenminister zunächst grund- 
sätzlich zu diesem Problem Stel- 
lung. Er behandelte dabei vorweg 
die Ursachen des Unbehagens an 
Politik und Staat, um dann die Ziele 
der politischen Bildungsarbeit sowie 
die Elemente der künftigen poli- 
tischen Bildungsarbeit herauszustel- 
len. Es lohnt sich, diese Ausführun- 
gen zu überdenken. Sie wurden 
auch im Plenum des Bundestages 
als grundlegend und konstruktiv 
anerkannt. 

Trotz der vielfachen Bemühungen 
in der Vergangenheit, bei den Bür- 
gern, insbesondere bei der heran- 
wachsenden Jugend, ein politisches 
Eigenbewußtsein zu entwickeln und 
sie zum politischen Urteilen und 
Handeln zu befähigen, stellt sich 
heute unter dem lebendigen Ein- 
druck der Geschehnisse unserer 
Tage und im Angesicht der sich ab- 
zeichnenden Umrisse der Welt von 
morgen und ihrer Sorgen die Frage, 
ob die bisher geleistete und ge- 
plante Bildungsarbeit in Inhalt, Me- 
thode und Betätigungsfeld aus- 
reicht. 

Über die Ursachen des Unbe- 
hagens an Politik und Staat werden 

zutreffende Analysen gebracht. Vor 
allem wird darauf hingewiesen, daß 
eine Vielzahl von Gründen erst das 
betreffende Gesamtbild ergibt. 
Die Ursachen liegen ebenso in den 
noch nicht überwundenen Kriegs- 
folgen wie in der Entwicklung auf 
wirtschaftlichem, technischem und 
wissenschaftlichem Gebiet nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Unruhe, Unge- 
duld oder Resignation sind aber 
nicht nur ein deutsches, sondern 
ein  weltweites   Problem. 

Als Ziele politischer Bildungs- 
arbeit gelten nach den dortigen 
Darlegungen: 

• möglichst objektive Informa- 
tionen über Faktoren und Funktions- 
zusammenhänge politischer Pro- 
zesse zu geben; 

• das politische Problembewußt- 
sein, die politische Urteilsfähigkeit 
und Urteilsbereitschaft auszubilden; 

• die Erkenntnis des eigenen 
Standorts im Rahmen der Gesamt- 
gesellschaft zu fördern; 

• zur Bejahung der Grundwerte 
der freiheitlichen Demokratie zu 
führen; 

• die Fähigkeit zu politischem 
Handeln zu entwickeln; 

• das Wesen demokratischer 
Spielregeln bewußt zu machen und 
demokratische Verfahrensweisen 
einzuüben. 

In der Debatte des Bundestages 
bestand kein Dissens über diese 
Ziele. Kontrovers, wenn auch nur 
in Detailfragen, wurde es aber doch 
bei der Behandlung der Elemente 
der künftigen politischen Bildungs- 
arbeit. 

Die Antwort auf die Großen Anfra- 
gen macht deutlich, daß in der Ver- 
gangenheit die Auseinandersetzung 
mit Nationalsozialismus und Kom- 
munismus im Vordergrund der po- 
litischen Bildungsarbeit gestanden 
hat. Für die zukünftige Arbeit soll- 
ten aber die in Gegenwart und Zu- 
kunft gestellten Aufgaben nicht 
übersehen werden, ohne die Dis- 
kussion über die Wurzeln und ver- 
schiedenen Erscheinungsformen des 
Totalitarismus zu vernachlässigen. 

Die bisher häufig geübte harmo- 
nisierende und verklärende Dar- 
stellung der Demokratie müsse 
einer realistischen Aussage Platz 
machen. Demokratie könne nicht als 
eine Ordnung angesehen werden, 
die ein konfliktloses Zusammen- 
leben ermöglicht; sie schütze aber 
den Freiheitsraum des einzelnen am 
besten und erlaube zugleich, daß 
die natürlichen Interessengegen- 
sätze der Bürger und der Gruppen 
in menschenwürdiger Form ausge- 
tragen würden. Dabei sei eine 
Demokratie ohne Selbstachtung 
nicht möglich; diese Achtung 
schließe auch die Begriffe Nation 
und  Vaterland  ein. 

Die Beschränkung der politischen 
Bildung auf die intellektuelle Seite 
der Persönlichkeit bedeute eine 
ebenso große Gefahr wie das ein- 
seitige Engagement der Gefühle. 

Die politische Bildung müßte in 
Zukunft noch mehr in die Breite 
gehen, aber auch eine laufende 
Fortbildung der Personen umfas- 
sen, die selbst politische Bildung 
betreiben. Dies gelte auch vom 
öffentlichen  Dienst insgesamt. 

Es war bedauerlich, daß so wenig 
Abgeordnete im Plenum anwesend 
waren. Immerhin ergriffen 13 von 
ihnen das Wort und setzten sich 
mit diesen Problemen auseinander. 
So gesehen ist die drei Stunden 
dauernde Debatte ein Wiederbegin- 
nen und Neubesinnen auf ein 
Thema, das in einer Demokratie 
immer auf der Tagesordnung ist. 

Sozialpolitik 

Anpassung rechtzeitig 
fördern 

Fortschreitende Technisierung und 
Automation, die in einer dynami- 
schen Volkswirtschaft bedingten 
Strukturveränderungen verlangen 
höhere Anforderungen, berufliches 
Anpassungsvermögen und eine 
ständig wachsende Mobilität vom 
heutigen Arbeitnehmer. Das A und 
O unseres Arbeitslebens sind Be- 
reitschaft und Fähigkeit zum Lernen- 
wollen, zur Fortbildung, zur Beweg- 
lichkeit. 

Der ältere Arbeiter und Ange- 
stellte ist durch die veränderten Be- 
rufs- und Arbeitsbedingungen in 
verstärkten Maße Schwierigkeiten 
und Unsicherheiten ausgesetzt. 
Seine Arbeitskraft, seine Erfahrun- 
gen und Kenntnisse müssen jedoch 
der Wirtschaft und Industrie erhal- 
ten bleiben. 

Es ist die Aufgabe all derer, die 
in   unserer   Arbeitswelt   Verantwor- 

tung tragen, dafür zu sorgen, daß 
dem älteren Arbeitnehmer ein ange- 
messener Arbeitsplatz gesichert 
bleibt, daß seine berufliche Anpas- 
sung rechtzeitig gefördert und er- 
leichtert und soziale Härten vermie- 
den werden. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat einen kleineren Arbeitskreis un- 
ter Federführung von MdB Christa 
Schroeder-Detmold beauftragt, die 
jetzt vorliegende Große Anfrage 
über die Beschäftigung älterer Ar- 
beitnehmer vorzubereiten. Die Bun- 
desregierung wird darin um Fest- 
stellung ersucht, in welchem Umfang 
ältere Arbeitnehmer von Arbeits- 
losigkeit betroffen sind. Die unter- 
schiedlichen Verhältnisse bei Män- 
nern und Frauen, in den verschie- 
denen Berufsgruppen und in ein- 
zelnen Wirtschaftsräumen werden 
dabei zu berücksichtigen sein. 

Weiter wird nach den Erkenntnis- 
sen über die Ursachen der Arbeits- 
losigkeit älterer Arbeitnehmer ge- 
fragt. Allgemeine Probleme, Fra- 
gen der beruflichen Förderungen, 
Fortbildung und Umschulung, der 
Arbeitsplatzgestaltung und des Kün- 
digungsschutzes sowie tarifvertrag- 
licher Sicherungen, Schwierigkeiten 
der Beschäftigung und ähnliches 
werden zu behandeln sein. Die 
Bundesregierung wird gebeten, über 
bisher getroffene Maßnahmen zu 
berichten und ihre Vorstellungen 
über geeignete Lösungsmöglichkei- 
ten aufzuzeigen. 

Nach Ansicht der Fragesteller 
muß das Schwergewicht bei vor- 
sorgenden Maßnahmen liegen, die 
dem älteren Arbeitnehmer die be- 
rufliche Leistungsfähigkeit sichern 
und ein Absinken seines Einkom- 
mens ausschließen. Die Antwort der 
Bundesregierung wird wesentlich 
für die Beratungen des Arbeitsför- 
derungsgesetzes sein, das eine 
Aktivierung der Beschäftigungs- 
politik gerade zugunsten der älteren 
Arbeitnehmer einschließen soll. Sie 
dürfte auch von Bedeutung für die 
Sozialpartner, die Verbände der 
Wirtschaft, für die Arbeitsverwaltung 
und für jeden einzelnen Betrieb 
sein. 
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Vermögensbildung 

Die Eigentumspolitik 
der kommenden 
Jahre 

Auf dem Bundesparteitag der CDU in Berlin ist ein für die 
künftige Geselschaftspolitik wesentlicher und tiefgreifender 
Entschluß nahezu einstimmig gefaßt worden. In der Ziffer 95 
des Aktionsprogramms heißt es: „Das Sparen der Arbeitneh- 
mer, insbesondere ihre Beteiligung am Produktivkapital, ist 
durch einen gesetzlichen Beteiligungslohn zu fördern." 

Damit hat der von der Präsidial- 
Kommission der CDU ausgearbei- 
tete Vorschlag programmatisches 
Gewicht für die Einkommenspolitik 
der kommenden Jahre gewonnen. 
Den Kritikern, insbesondere denje- 
nigen, die das Zwangspensum in 
den Vordergrund gestellt haben, ist 
eine klare Absage erteilt worden. 

Die CDU bekennt sich zu dem 
wichtigen gesellschaftspolitischen 
Ziel der Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am Produktivkapital der Wirt- 
schaft und ist bereit, wirksame Mit- 
tel, wozu in erster Linie der gesetz- 
liche Beteiligungslohn gehört, dazu 
anzuwenden. 

Auf parlamentarischer Ebene soll- 
ten möglichst bald die Vorbereitun- 
gen getroffen werden, um den be- 
reits detailliert vorliegenden Vor- 
schlag zu verwirklichen. Es müßte 
ein Gesetz vorbereitet werden, nach 
dem im Jahre 1969 0,5 Prozent, 
im Jahre 1970 ein Prozent und ab 
1971 1,5 Prozent Beteiligungslohn 
festgelegt wird, zusätzlich zu Lei- 
stungen nach Tarifverträgen, Besol- 
dungsordnung  etc. 

Die Anlage dieser Mittel soll 
grundsätzlich der freien Entschei- 
dung des Arbeitnehmers überlas- 
sen bleiben, sofern er bereit ist, 
für die Anlage Formen des Beteili- 

Gerechtfertigt 
Die Frage der Kriegsopferversor- 

gung soll im nächsten Bundestags- 
wahlkampf nicht „zum Kochen ge- 
bracht" werden, sagte der Vorsit- 
zende des Sozialpolitischen Arbeits- 
kreises der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Dr. Götz. Seine Partei be- 
trachte die Forderung des Verban- 
des der Kriegsbeschädigten und des 
Reichsbundes der Kriegs- und Zivil- 
beschädigten nach einer Anpassung 
der Versorgungsleistungen an das 
Wirtschaftswachstum und die Ein- 
kommensentwicklung in anderen so- 
zialen Bereichen als sachlich ge- 
rechtfertigt, betonte Dr. Götz. Die 
Frage einer Anpassung könne aber 
nur im Zusammenhang mit den 
finanziellen Möglichkeiten des Bun- 
des beantwortet werden. 

gungssparens (also Beteiligungen 
in der Form des Anteilseigentums 
an der Industrie etc.) zu wählen. 
Das schließt jedoch das Angebot 
von „Anlagemodellen" nicht aus. 
Zu diesen Modellen könnte auch der 
Erwerb von Anteilen an den noch 
zu erläuternden Kapitalbeteiligungs- 
gesellschaften, von Investmentzer- 
tifikaten, Wandelschuldverschrei- 
bungen sowie Obligationen mit Ge- 
winnbeteiligung   gehören. 

Die Festlegungsfrist für den je- 
weils vermögenswirksam angeleg- 
ten Beteiligungslohn eines Jahres 
soll sieben Jahre betragen. Im ach- 
ten Jahr würde dann der Sparbe- 
trag des ersten Jahres frei, im 
neunten Jahr der Sparbetrag des 
zweiten, so daß der Beteiligungs- 
lohn immer sieben Jahre festliegen 
würde. Eine vorzeitige Freigabe der 
festgelegten Mittel könnte bei Hei- 
rat, Erwerbsunfähigkeit, Eintritt ins 
Rentenalter und Tod erwogen wer- 
den. 

Der jeweilige Ertrag des ange- 
legten Beteiligungslohnes soll frei 
verfügbar für den Arbeitnehmer 
sein,  das heißt, sowohl abgehoben 

als auch weiter vermögenswirksam 
angelegt werden können. Hinsicht- 
lich der Form der Anlage des Be- 
teiligungslohnes soll der Arbeit- 
nehmer die Möglichkeit der vollen 
Umwandlung von einer Anlagenart 
in eine andere erhalten - unter der 
Voraussetzung, daß es sich dabei 
weiterhin um das Beteiligungsspa- 
ren handelt. 

Der Beteiligungslohn soll lohn- 
und einkommensteuerfrei bleiben. 
Bei der hier vorgeschlagenen Rege- 
lung blieben die Steuerausfälle re- 
lativ gering (rund 200 Millionen DM 
pro 0,3 Prozent Beteiligungslohn). 
Diesem Ausfall ständen jedoch zu- 
sätzliche Kapitalmarktmittel in 
Höhe von rund je 1,2 Milliarden 
DM pro 0,5 Prozent Beteiligungs- 
lohn - also 3,6 Milliarden DM bei 
1,5 Prozent — im Jahr gegenüber. 

Abschließend ist zu betonen, daß 
die Initiative und die Anstrengun- 
gen der Tarifpartner, Arbeitnehmer- 
verbände und Gewerkschaften, 
durch diesen gesetzlichen Beteili- 
gungslohn nicht geschmälert wer- 
den, da sie im Rahmen des 312- 
DM-Gesetzes zusätzlich vermögens- 
wirksame Leistungen vereinbaren 
können. Der gesetzliche Beteili- 
gungslohn ist kein Ersatz, sondern 
nur Impuls zur Realisierung des 
großen gesellschaftspolitischen Zie- 
les: Die deutlich spürbare Verbes- 
serung der Vermögensstruktur, 
nämlich die Beteiligung der breiten 
Schichten am Produktivkapital der 
Wirtschaft wirksam einzuleiten. 

Prof. Dr. Burgbacher, MdB 

Verkehrspolitik 

Die Weichen werden nach 
1969 gestellt 

Die verkehrspolitischen Vorlagen 
der Koalition, die der Bundestag in 
der kommenden Woche verabschie- 
den wird, zeigen eine gewisse Rich- 
tung an, die die Verkehrspolitik 
nehmen soll. 

Mit der Verabschiedung des Kern- 
stücks der Bundesbahngesetzno- 
velle, die die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion eingebracht hat, kommt 
es erstmalig zu der nötigen Klar- 
stellung der Verantwortlichkeiten 
zwischen Bund und Bundesbahn. 
Nach den Vorstellungen der CDU/ 
CSU, denen sich nunmehr auch 
SPD und FDP angeschlossen haben, 
soll die Bundesbahn in Zukunft aus- 
schließlich nach eigenwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten geführt wer- 
den. 

Wo der Bund als Sachwalter der 
öffentlichen Interessen von der 
Bundesbahn Leistungen verlangt, 
die im Widerspruch zur Eigenwirt- 
schaftlichkeit stehen, soll die Bahn 
einen Ausgleichsanspruch an den 
Bundeshaushalt erhalten. Zusam- 
men mit den organisatorischen Maß- 
nahmen, die die Bundesbahn im 
Rahmen eigener Zuständigkeiten 
durchführen soll, und mit einem 
längerfristigen Investitionsprogramm 
erfolgt nunmehr eine Weichenstel- 
lung für den Kurs, der in einem 
überschaubaren Zeitraum zu einer 
Sanierung der Bundesbahn führen 
wird. 

Bei der Verabschiedung des im 
Leber-Plan vorgesehenen Beförde- 
rungssteuergesetzes kann nieman- 
dem recht wohl sein. Das System 
der Beförderungssteuer ist sowohl 
in steuersystematischer als auch in 

ökonomischer Sicht alles andere als 
ideal. Die im System begründete 
Unterscheidung von Nah- und Fern- 
verkehr bei der Steuerbelastung 
schafft zwangsläufig Ungleichge- 
wichte, die nur durch eine Fülle von 
Ausnahmen mühsam neutralisiert 
werden  können. 

Eine alte Erfahrung bestätigt sich 
hier aufs neue, daß Ausnahmerege- 
lungen immer neue Grenzfälle von 
Diskriminierungen und Ungerechtig- 
keiten heraufbeschwören. Durch die 
Bemühungen der CDU/CSU sind die 
gravierendsten Verzerrungen, vor 
allem zugunsten der Landwirtschaft 
und der wirtschaftlich schwachen 
Gebiete, aus dem Wege geräumt. 
Trotzdem kann man durchaus nicht 
von einer allgemeinen Zufrieden- 
heit mit den bisherigen Ergebnis- 
sen sprechen. 

Ein Lichtblick in dieser unerfreu- 
lichen Atmosphäre ist, daß die Koa- 
litionsfraktionen sich auf eine zeit- 
liche Begrenzung des Beförderungs- 
steuergesetzes auf äußerstenfalls 
zwei Jahre verständigt und gleich- 
zeitig die Grundgesetzänderung be- 
antragt haben, die eine Ablösung 
des Beförderungssteuersystems er- 
möglicht. Die CDU/CSU sieht in die- 
ser Entscheidung im Grunde die 
einzige Rechtfertigung, die Beförde- 
rungssteuer für einen Übergangs- 
zeitraum zu akzeptieren. 

Aus allem ergibt sich, daß die 
in dieser Legislaturperiode zu tref- 
fenden Entscheidungen auf dem 
Gebiete der Verkehrspolitik nur 
Notbehelfe und Übergangsmaß- 
nahmen sein können. 

Bernhard Tacke, stellvertreten- 
der Vorsitzender im DGB, ist von 
der Arbeitsgemeinschaft Christ- 
demokratischer Arbeitnehmer im 
DGB-Bezirk Hessen als Nachfol- 
ger von Ludwig Rosenberg im 
Vorsitz des DGB ins Gespräch 
gebracht worden. Nach Ansicht 
dieser Gewerkschaftler sei Tacke 
die geeignetste Persönlichkeit 
für das freiwerdende Amt. 

Walther Leisler Kiep, MdB, hat 
Gerüchte dementiert, nach denen 
ihm das Amt des deutschen Bot- 
schafters in den Vereinigten 
Staaten angeboten worden sei, 
und er vorhabe, diesem Ruf zu 
folgen. Kiep ist entschlossen, 
weiter seinen Wahlkreis im Deut- 
schen   Bundestag  zu  vertreten. 

* 
Heinrich Lummer, Geschäfts- 

führer der CDU-Fraktion im Ab- 
geordnetenhaus von Berlin, 
wurde in Mannheim zum Vor- 
standsmitglied des Deutschen 
Politologen-Verbandes gewählt. 

Der Vorsitzende des CDU-Lan- 
despräsidiums von Nordrhein- 
Westfalen, Staatsminister a. D. 
Josef Hermann Dufhues, wird 
zur Ausheilung eines inneren Lei- 
dens voraussichtlich zwei bis drei 
Wochen im Krankenhaus von 
Rheinhausen verbleiben müssen. 

Der   CDU-Bundestagsabgeord- 
nete    Dr.    Gerhard    Jungmann 
wurde einstimmig wieder zum 
Vorsitzenden des Verbandes der 
Ärzte Deutschlands (Hartmann- 
bund) gewählt. Er hatte dieses 
Amt bereits von 1963 bis 1966 
inne und war seit September 
dieses Jahres amtierender Vor- 
sitzender des Verbandes. 

Die     Delegiertenversammlung 
der CDU-Frauenvereinigung 
Westfalen-Lippe bestätigte am 
16. November in Münster Frau 
Maria Jacobi, MdB, in ihrem Amt 
als Landesvorsitzende. Zu ihren 
Stellvertreterinnen wurden ge- 
wählt Christa Schroeder, MdB, 
und Gertraud Hagemann. 

Die Hamburger CDU hat jetzt 
die Position eines Vorstandsspre- 
chers eingerichtet, um eine noch 
größere Flexibilität ihrer Informa- 
tionspolitik zu erreichen. Spre- 
cher wurde nach einem einstim- 
migen Beschluß des Landesvor- 
standes der Bürgerschaftsabge- 
ordnete Gert Boysen, der schon 
seit mehreren Jahren die Presse- 
stelle der Partei leitet. 

Anstelle des aus Gesundheits- 
gründen zurückgetretenen Dr. 
Wiegand Hennicke bestellte die 
CDU-Fraktion im Berliner Abge- 
ordnetenhaus den Abgeordneten 
Klaus Franke in den Fraktions- 
vorstand. 

* 
Edelhard Rock, MdB, betä- 

tigte sich als „Tiertransporteur" 
bei der Rückreise vom Berliner 
CDU-Bundesparteitag. Er sorgte 
dafür, daß ein entlaufener Dackel, 
der nach Berlin verschlagen wor- 
den war, seinen Eigentümern in 
Schiaden im Harz zurückgegeben 
wurde. 
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Im Blick auf die Vorbereitung 
der Olympischen Spiele in Mün- 
chen wird man sich fragen müs- 
sen, welche Konsequenzen sich 
für die Sportförderung von Bund, 
Ländern und Gemeinden aus 
den Lehren von Mexico ergeben. 
Diese Probleme sind Gegen- 
stand einer Konferenz des Bun- 
desfachausschusses Sport der 
CDU am 28. November 1968 um 
10.00 Uhr in der Politischen Aka- 
demie Eichholz, Wesseling, Bez. 
Köln. 

Die Konferenz wird sich mit 
den bei den Spielen gesammel- 
ten Erfahrungen aus der Sicht 
eines Offiziellen, eines Sportme- 
diziners und eines Aktiven be- 
fassen, um zu Ergebnissen für 
die Sportpolitik der kommenden 
Jahre zu gelangen. 

* 

Die Hamburger CDU gibt seit 
kurzem einige neue Informations- 
dienste heraus. Der von MdBü 
Dr. Wilhelm Imhoff redigierte 
„Union-Wirtschaftsbrief" soll in- 
teressierten Kreisen die Ansich- 
ten der CDU zur Wirtschaftspoli- 
tik des Landes Hamburg zur 
Kenntnis bringen und die wirt- 
schaftspolitische Arbeit der CDU 
in der Bürgerschaft verdeutli- 
chen. Der Abgeordnete Klaus 
Lattmann hat die Redaktion für 
„Kommunalpolitische Informatio- 
nen" übernommen, die mangeln- 
der Kommunikation zwischen 
den CDU-Fraktionen der Be- 
zirksversammlungen und Orts- 
ausschüssen entgegenwirken sol- 
len. 

Konrad-A denauer-Stiftung 

Futurologie — 
Mittel politischer 
Entscheidungshilfe 

„Die Frage ist müßig, ob es eine 
Futurologie gibt. Es gibt sie." Mit 
diesem Satz seines Schlußwortes 
faßte der Tagungsleiter, der ge- 
schäftsführende Vorsitzende der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, Dr. Man- 
fred Wörner, MdB, den Eindruck zu- 
sammen, den die wissenschaftliche 
Arbeitstagung der Politischen Aka- 
demie Eichholz und des Wissen- 
schaftlichen Instituts der Konrad- 
Adenauer-Stiftung kürzlich vermittelt 
hat. 

Das Interesse, das das Thema 
„Futurologie, Prognostik, Planung" 
gefunden hat, war breit gestreut. 
Parlamentarier, Hochschullehrer und 
Assistenten, Journalisten waren un- 
ter den Teilnehmern. Gäste aus 
Österreich trugen aus ihrer Erfah- 
rung zur Diskussion bei. 

Dr.-Ing. Jürgen Bommer vom Zen- 
trum Berlin für Zukunftsforschung 
gab die Einführung in die Methodik 
der Futurologie, mit deren Hilfe die 
Probleme behandelt werden sollen, 
und in die Vielfalt der Projekte, für 
die sie Lösungen anbieten soll. 

Zukunftsforschung und ihre Instru- 
mentarien seien nicht grundsätzlich 
neu. Neu aber sei ihr Bemühen und 
ihre Forderung, integrierend über 
die Grenzen der verschiedenen wis- 
senschaftlichen Disziplinen hinaus- 
zugreifen. Futurologie sei keine 
Hellseherei, sondern sage Entwick- 
lungstendenzen voraus und weise 
etwa die Elemente auf, die zu einer 
Krise führen könnten. 

Die Geschichte einer Utopie, die 
sich in der Realität verfangen hat, 
gab Privatdozent Rene Ahlberg, Ber- 
lin, in seinem Vortrag über das Zu- 

kunftsbild von Staat und Gesell- 
schaft von Marx bis Mao Tse-tung. 
Zu dem klassischen Modell der 
Marxschen Sozialutopie haben die 
Fortsetzer nichts entscheidend 
Neues, sondern nur Fragmente bei- 
getragen: Lenins Beitrag des starken 
Staates und der gewaltsamen Nie- 
derhaltung der Opposition, Stalins 
Aufbau eines sozialistisch-kommuni- 
stischen Staates in der Isolation, 
Chruschtschows weiterer Funktions- 
wandel des Staates, der von 
der Diktatur des Proletariats in den 
Staat des ganzen Volkes umbenannt 
wird und damit das Absterben des 
Staates laut marxistischer Utopie in 
eine noch fernere Zukunft verweist, 
Maos neuer Ansatz mit romanti- 
schen und anarchistischen Zügen, 
konfliktreicher als die anderen drei 
Fortsetzer. 

Der historische Materialismus, un- 
ter dem die Soziologie dreißig Jahre 
lang in der Sowjetunion ausgeschal- 
tet war, weil ja die Antwort auf alle 

Fragen im System gegeben sei, 
mußte kapitulieren gegenüber der 
Forderung nach soziologischer Pro* 
gnose. Heute hat die Soziologie in 
der Sowjetunion eine rasche Ent- 
wicklung genommen als eine Hilfs- 
wissenschaft für die große Planung. 

Zwei Probleme, die sich heute ab- 
zeichnen, stellte Prof. Dr. Manfred 
Hättich, Mainz, an den Beginn sei- 
ner Ausführungen: Das zunehmende 
Gewicht der langfristigen Planung 
bei der politischen Entscheidung 
und den Einfluß der Wissenschaften 
auf die politische Planung. Beweg- 
lichkeit und Elastizität des politi- 
schen Lebens seien angesichts des 
immer schnelleren Tempos der tech- 
nischen Entwicklung ein wichtiges 
Postulat. Unter dem Zwang der 
ständigen Erneuerung der Erkennt- 
nisse verbürge auch die wissen- 
schaftliche Fundierung nicht Dauer. 

In seiner Analyse grenzte Hättich 
die Elemente des Repräsentativen, 
des Korporativen und des Plebiszi- 
tären in der Demokratie ab und 
zeigte die Übergänge. Die wissen- 
schaftliche Beratung durch den Ex- 
perten hat im repräsentativen Sy- 
stem erhöhte Bedeutung. Der Bei- 
traq der Wissenschaften ist, die Pro- 
bleme zu finden, die Entscheidung 
zu formulieren und die Konsequen- 
zen der Entscheidung als Wahr- 
scheinlichkeit (nicht Gewißheiten) 
auszuweisen. Der langfristigen Pla- 
nung entspricht am meisten die re- 
präsentative Demokratie, kein Grund 
also, den plesbiszitären Charakter 
zu verstärken. 

Prognosen diskutieren 
Ein Zunehmen der korporativen 

Elemente sei der Zukunft möglich. 
Durch praktischen Sachverstand sei 
die Wissenschaft auch auf dem kor- 
porativen Weg gut einzubringen. Die 
Spannung zwischen der gesamtge- 
sellschaftlichen Organisation und 
dem Korporativen sei ein Element 
der Zukunft. 

Staatssekretär a. D. Professor Hall- 
stein sprach über Prognose und Pla- 
nung in der Außen- und Verteidi- 
gungspolitik. Er stellte das Werden 

Fernsehen, Funk, Film 
Auf dem Vertriebenen- und Flüchtlingskongreß der 
CDU/CSU in Wiesbaden hat Josef Stingl, Vorsitzen- 
der der „Union der Vertriebenen und Flüchtlinge in 
der CDU" jene unmißverständlichen Worte gespro- 
chen, die zur Klärung des angeblich so schlechten 
Klimas zwischen den Vertriebenen und dem Rund- 
funk notwendig waren. Stingl hat dabei festgestellt, 
daß es weder eine Krise zwischen den Vertriebenen 
oder dem „Bund der Vertriebenen" und dem Rund- 
funk gibt, sondern allenfalls ein gespanntes Ver- 
hältnis zwischen einzelnen Sprechern des BdV und 
einzelnen Funkjournalisten. „Dieses schlechte Ver- 
hältnis ist nicht allein auf die schweren Fehler man- 
cher Funkmitarbeiter zurückzuführen, die sie in der 
Vergangenheit in der Behandlung der Vertriebenen- 
fragen gemacht haben. Dieses schlechte Verhältnis 
ist auch auf das Verhalten jener BdV-Sprecher zu- 
rückzuführen, die jedes Gespür im Umgang mit 
Vertretern der Massenmedien vermissen lassen." 
Dem überwiegenden Teil der Journalisten, die im 
Hörfunk und im Fernsehen tätig sind, bescheinigte 
der Vorsitzende, sie hätten immer Verständnis für 
die besonderen Probleme der Vertriebenen gezeigt 
und das auch in ihren Sendungen zum Ausdruck 
gebracht. 

Stingl erwähnte In diesem Zusammenhang auch 
die „Negativliste", die der „Bund der Vertriebenen" 
im Anschluß an das umstrittene Gespräch mit Ver- 

tretern der Rundfunkanstalten in Bonn (siehe Union 
in Deutschland 43/68), bei dem sanfter Druck auf 
die Meinungsfreiheit auszuüben versucht worden 
war, an eine Reihe von Ministerpräsidenten der 
Länder geschickt hat. Er bezeichnete dieses zehn- 
seitige Papier als wenig nützlich, um für die Zu- 
kunft zu einem gegenseitigen fruchtbaren Gespräch 
zu kommen, wie es der bisherige CDU/CSU-Landes- 
verband Oder-Neiße in der Vergangenheit stets mit 
Erfolg gepflegt hat. „Ständige Negativkritik ist keine 
Grundlage für eine künftige gute Zusammenarbeit." 

Die „Negativliste", in der teilweise längst ver- 
gessene Sendungen aus den Jahren 1965 bis 1968 
erwähnt werden, ist nach Ansicht eines Sprechers 
der „Union der Vertriebenen und Flüchtlinge in der 
CDU" keine ernstzunehmende Diskussionsgrundlage, 
weil sie sich fast ausschließlich auf kritische Zitate 
aus dem „Deutschen Ost-Dienst" des Bundes der 
Vertriebenen beruft, der sich dabei zugleich zum 
Ankläger und Richter macht. In den Funkhäusern 
hat die Tatsache, daß nach der Aussprache in Bonn 
eine solche Liste an die Länderchefs geschickt 
wurde, weitere Verstimmung und Enttäuschung aus- 
gelöst. Die „Oder-Neiße-Informationen" sprachen in 
diesem Zusammenhang von einem „Scherben- 
haufen", den der Bund der Vertriebenen im Interesse 
der Aufrechterhaltung des keinesfalls schlechten 
Verhältnisses von Vertriebenen und Rundfunk 
schnellsten beseitigen  müsse. —dz— 

der Europäischen Gemeinschaften 
als einen Plan dar, als ein geschlos- 
senes Ganzes kohärenter Maßnah- 
men, wobei er den Irrtum aus- 
räumte, daß Plan etwa als Planwirt- 
schaft aufzufassen sei. In der Außen- 
politik im besonderen schränke die 
Unkenntnis der Prognostizierung an- 
derer Länder die Planbarkeit ein. 
Sei im demokratischen System die 
Transparenz groß, so sei das in den 
nichtdemokratischen Staaten an- 
ders, und die Besetzung der Tsche- 
choslowakei habe dafür ein Beispiel 
gegeben. 

Mit allem Nachdruck verwies Prof. 
Hallstein darauf, daß gut planen 
auch beinhalten müsse, gut improvi- 
sieren zu können. Der Prognostiker 
müsse Phantasie haben und guter 
Instinkt und die Fähigkeit zum emo- 
tionalen Entschluß müssen auch für 
den Handelnden eigentlich Voraus- 
setzung sein. Zauderer seien glei- 
chermaßen schlechte Politiker wie 
schlechte Wissenschaftler. 

Im letzten Referat von Dr. F. 
Lompe, Köln, wurde gleichsam die 
Bilanz der ganzen Tagung gezogen. 
Dr. Lompe kennzeichnete Futurolo- 
gie als praktische, auf das Handeln 
bezogene Wissenschaft. Vorausset- 
zung für wissenschaftliche Prognose 
als Mittel politischer Entscheidungs- 
hilfe sei eine konzeptionsbestimmte 
Polititk anstelle einer reaktiven. 

Diese Prognose sei keine Prophe- 
tie, sondern nur eine bedingte Vor- 
aussage. Aber die Voraussage auf- 
grund vorhandener Fakten hat, an 
Beispielen dargelegt, erstaunlich 
exakte Ergebnisse gehabt. Demo- 
kratische Institutionen seien ohne 
Zusammenarbeit mit der Wissen- 
schaft nicht mehr handlungsfähig. 
Wissenschaftler und Politiker sollten 
Prognosen zur demokratischen Dis- 
kussion stellen. 
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Kommunique von Brüssel 

NATO bekräftigt 
Berlin-Garantie 

Der Nordatlantikrat trat am 15./16. November in Brüssel zu- 
sammen. Die Tagung war demonstrativ vorverlegt worden, um 
dem NATO-Ministerrat die Möglichkeit zu geben, die ernste 
Lage zu erörtern, die als Folge der bewaffneten Intervention 
in der CSSR entstanden ist. Wir veröffentlichen nachstehend 
das Kommunique der NATO-Tagung in leicht gekürzter Form: 

£ Die Minister bekräftigten erneut 
die Unverletzlichkeit des Grundsat- 
zes, auf den sich alle Staaten ein- 
schließlich der Sowjetunion bei zahl- 
reichen Anlässen berufen haben, 
daß alle Nationen unabhängig sind 
und daß infolgedessen jede Einmi- 
schung eines Staates in die Ange- 
legenheiten eines anderen Staates 
rechtswidrig ist. 

Sie stellten fest, daß dieser 
Grundsatz von den sowjetischen 
Führern mit Unterstützung von vier 
ihrer Bundesgenossen vorsätzlich 
verletzt worden ist. Alle Mitglieder 
des Bündnisses haben diese Ge- 
waltanwendung, die den Frieden 
und die internationale Ordnung ge- 
fährdet und die Grundsätze der 
Charta der Vereinten Nationen ver- 
letzt, verurteilt. Wie alle anderen 
Völker, muß auch das Volk der 
Tschechoslowakei die Freiheit ha- 
ben, sein Schicksal ohne Einmi- 
schung von außen zu gestalten. 
Abmachungen, die unter dem Druck 
von Besatzungsstreitkräften zu- 
stande gekommen sind, können die 
Verletzung dieses grundlegenden 
Begriffs nicht rechtfertigen. 

9 Die Auffassung der sowjeti- 
schen Führung, es gebe ein Recht, 
das die Einmischung in die Ange- 
legenheiten anderer Staaten ge- 
statte, sofern diese einer sogenann- 
ten „sozialistischen Gemeinschaft" 
zugerechnet werden können, wider- 
spricht den Grundprinzipien der 
Charta der Vereinten Nationen, ge- 
fährdet die europäische Sicherheit 
und muß Anlaß zu ernster Besorgnis 
geben. Sie läßt eine Gewaltanwen- 
dung auch in weiteren Fällen be- 
fürchten. 

Die Anwendung von Gewalt und 
die Stationierung von sowjetischen 
Streitkräften in der Tschechoslowa- 
kei, die bisher nicht dort standen, 
haben zu ernster Ungewißheit über 
die Lage sowie über die Pläne und 
Absichten der Sowjetunion geführt. 

% Auf Deutschland angewandt, 
legt die Politik, die die Sowjetunion 
von ihrer Doktrin einer sogenann- 
ten „sozialistischen Gemeinschaft" 
ableitet, der Annäherung und 
schließlich Wiedervereinigung der 
beiden Teile Deutschlands neue 
Hindernisse in den Weg. Eine solche 
Politik würde zudem im Wider- 
spruch zu Wortlaut und Geist 
der Viermächtevereinbarungen über 
ganz Deutschland stehen. 

In dieser Situation und unter Be- 
rücksichtigung der besonderen Ver- 
antwortung der Vereinigten Staaten, 
Großbritanniens und Frankreichs 
bekräftigen die Minister erneut die 
Entschlossenheit des Bündnisses, in 
seinen Bemühungen fortzufahren, 
zu einer friedlichen Lösung der 
Deutschland-Frage auf der Grund- 
lage der freien Entscheidung des 
deutschen Volkes und des Inter- 
esses der europäischen Sicherheit 
beizutragen. Ihre Regierungen er- 
kennen die „DDR" nicht an und 
weisen alle Ansinnen zurück, die die 

Verewigung der Teilung Deutsch- 
lands gegen den Willen des deut- 
schen Volkes zur Folge haben wür- 
den. 

Die Minister nehmen auf ihr am 
25. Juni 1968 in Reykjavik ver- 
öffentlichtes Kommunique Bezug 
und bestätigen die Unterstützung 
ihrer Regierungen für die erklärte 
Entschlossenheit der drei Mächte, 
die Sicherheit Berlins zu gewähr- 
leisten und den freien Zugang zu 
dieser Stadt aufrechtzuerhalten. Sie 
erinnern an die Berlin-Erklärung 
des Nordatlantikrates vom 16. De- 
zember 1958 und an die Verpflich- 
tungen, die jeder Mitgliedstaat hin- 
sichtlich der Sicherheit und des 
Wohlergehens Berlins eingegangen 
ist. Sie nehmen mit Befriedigung 
die wichtigen Maßnahmen zur 
Kenntnis, die die Bundesrepublik 
Deutschland in Übereinstimmung 
mit dem Status von Berlin zur Auf- 
rechterhaltung der Lebensfähigkeit 
der Stadt getroffen hat. Sie identi- 
fizieren sich mit der Auffassung der 

drei Mächte hinsichtlich des legi- 
timen Interesses der Bundesregie- 
rung am Wohlergehen und der 
Lebensfähigkeit Berlins und der 
sich daraus ergebenden Bindung, 
die auf der Grundlage der gelten- 
den Regelungen zwischen beiden 
bestehen. 

# Die Minister schließen sich 
dem von den drei Mächten an die 
Sowjetunion gerichteten Appell an, 
die Viermächtevereinbarungen über 
Berlin und die auf Grund dieser 
Vereinbarungen von den Vereinig- 
ten Staaten, Frankreich und Groß- 
britannien getroffenen Entscheidun- 
gen zu respektieren. 

Die als Ergebnis des kürzlichen 
sowjetischen Vorgehens entstan- 
dene Unsicherheit erstreckt sich 
auch auf das Mittelmeerbecken. 
Diese Situation macht es erforder- 
lich, daß sich die Bündnispartner 
auch weiterhin mit allen verfüg- 
baren Mitteln für Stabilität, für 
einen gerechten Frieden sowie für 
Zusammenarbeit und gegenseitiges 
Verständnis in dieser Region ein- 
setzen. Die Verstärkung der sowjeti- 
schen Aktivität im Mittelmeerraum 
einschließlich der erhöhten Präsenz 
sowjetischer Seestreitkräfte erfor- 
dert Wachsamkeit, um die Sicher- 
heit der Bündnispartner zu gewähr- 
leisten. 

# Die Mitglieder des Bündnisses 
fordern die Sowjetunion auf, sich 
im Interesse des Weltfriedens der 
Gewaltanwendung und der Ein- 
mischung in die Angelegenheiten 
anderer Staaten zu enthalten. Jede 
sowjetische Intervention, die die 
Situation in Europa oder im Mittel- 
meer mittelbar oder unmittelbar be- 
einflußt, würde zu einer internatio- 
nalen Krise mit schwerwiegenden 
Folgen führen. 

Bündnis wird gestärkt 
0 Die am integrierten Verteidi- 

gungsprogramm der NATO teilneh- 
menden Bündnispartner mußten 
daher den Stand ihrer Verteidigung 
erneut überprüfen. Sie sind der 
Auffassung, daß die durch die jüng- 
sten Ereignisse geschaffene Lage 
eine gemeinsame Reaktion erfor- 
dert. Sie haben vereinbart, Quali- 
tät, Schlagkraft und Bereitstellung 
der NATO sowohl hinsichtlich der 
Mannschaftsstärke als auch hin- 
sichtlich der Ausrüstung zu verbes- 
sern, um eine größere Fähigkeit 
zur Verteidigung so weit vorn wie 
möglich zu erzielen. Die Qualität 
der Reserven wird ebenfalls erhöht 
und ihre Fähigkeit zur raschen 
Mobilmachung gesteigert. Der Be- 
reitstellung von Verstärkung für die 
Flanken und der Stärkung der dor- 
tigen Streitkräfte wird erneute Be- 
achtung geschenkt. 

Die konventionelle Schlagkraft 
der taktischen Luftstreitkräfte der 
NATO wird erhöht. Bestimmte zu- 
sätzliche nationale Verbände wer- 
den zusätzlich den obersten Be- 
fehlshabern der NATO unterstellt. 
Gewisse innerhalb dieser Katego- 
rien zutreffende Maßnahmen zur 
Verbesserung der Leistungskraft 
der NATO-Streitkräfte wurden be- 
reits gebilligt. Die Minister verein- 
barten, daß die abgestimmte Durch- 
führung dieser Maßnahmen und die 
Aufbringung der dazu erforderlichen 
zusätzlichen finanziellen Mittel Teil 
des NATO-Streitkräfteplans für 1969 
bis 1973 bilden sollen, der im 
Januar 1969 vorgelegt werden wird. 
Sie erkannten darüber hinaus an, 
daß die Solidarität des Bündnisses 
gestärkt werden kann durch die 
Zusammenarbeit der Bündnispart- 
ner zur Erleichterung der Belastun- 

gen, die eine Folge von Zahlungs- 
bilanzdefiziten sind, die sich insbe- 
sondere aus militärischen Aufwen- 
dungen für die kollektive Verteidi- 
gung ergeben. 

O Insbesondere haben die 
Aussichten auf ausgewogene ge- 
genseitige Truppenverminderungen 
einen schweren Rückschlag erlitten. 
Nichtsdestoweniger setzen die 
Bündnispartner in engem Einver- 
nehmen ihre Studien und Vorberei- 
tungen für den Zeitpunkt fort, in 
dem die Atmosphäre für fruchtbare 
Diskussionen günstiger sein wird. 
# In jedem Fall besteht das poli- 

tische Ziel in Übereinstimmung mit 
den Wertbegriffen des Westens 
nach wie vor in der Herbeiführung 
gesicherter, friedlicher und für 
beide Seiten nutzbringender Bezie- 
hungen zwischen Ost und West. Die 
Bündnispartner sind entschlossen, 
dieses Ziel zu verfolgen, dabei aber 
zu berücksichtigen, daß die Suche 
nach Entspannung das Bündnis 
nicht spalten darf. Der Wunsch nach 
Frieden verlangt Fortschritte auf 
den entscheidenden Gebieten der 
Abrüstung und der Rüstungskon- 
trolle, die mit der Sicherheit des 
Westens in Einklang stehen, er 
macht weitere Bemühungen um die 
Lösung der grundlegenden Fragen, 
die Ost und West trennen, notwen- 
dig. 

% Die Nordatlantische Allianz ist 
auch in Zukunft der unerläßliche 
Garant der Sicherheit und die we- 
sentliche Grundlage für die euro- 
päische Versöhnung. Auf Grund 
ihrer Verfassung ist die Allianz von 
unbegrenzter Dauer. Die jüngsten 
Ereignisse haben erneut bewiesen, 
daß ihre weitere Existenz notwen- 
diger denn je ist. 

POUT SCHES 
LEX KON 

Währung: Das Wort hat sich 
aus dem mittelhochdeutschen 
„werunge" entwickelt, was die 
Bedeutung hatte von Gewähr- 
leistung für Gewicht und Metall- 
wert der Münzen. Unter dem Be- 
griff Währung ist die institutio- 
nelle, das heißt gesetzmäßige 
Ordnung des nationalen Geld- 
wesens zu verstehen. Dazu 
gehört nicht nur das Fest- 
legen des Münzsystems, son- 
dern auch seines Austausch- 
verhältnisses (Parität) zu den 
Währungen anderer Länder. Bei 
der internationalen Verflechtung 
der nationalen Volkswirtschaften 
ist Währungspolitik von großer 
Bedeutung. Sie umfaßt sowohl 
die Stabilität der Kaufkraft im 
Lande selbst als auch das An- 
sehen, das die nationale Wäh- 
rung im Ausland genießt. Die 
Stabilität einer Währung hängt 
entscheidend ab vom Zusam- 
menwirken aller Wirtschafts- und 
Finanzfaktoren. 

Die Währungsstabilität der 
Bundesrepublik hält im Weltver- 
gleich einen der ersten Plätze. 
Dazu hat nicht nur eine ausge- 
wogene Preispolitik beigetragen. 
Die Haushaltspolitik von Bund, 
Ländern und Gemeinden, die 
Schritte zur Vermögensbildung 
auf breiter Basis und konjunk- 
turpolitische Maßnahmen haben 
ebenfalls mitgewirkt, die Deut- 
sche Mark zu einer internatio- 
nal angesehenen Währung zu 
machen. 

Deutsch-französisches Jugend- 
werk: Es gehört zu den erfolg- 
reichsten durch den Freund- 
schaftsvertrag vom 22. Januar 
1963 zwischen der Bundesrepu- 
blik und Frankreich vereinbarten 
Gemeinschaftsaufgaben und hat 
dazu geführt, daß es auch mit 
anderen europäischen Staaten, 
beispielsweise   mit   England,   zu 

Jugendaustauschprogrammen 
gekommen ist. Bei seiner Grün- 
dung vor nunmehr fünf Jahren 
wurde es als ein „Abkommen 
ohne Beispiel" bezeichnet. Es 
heißt in diesem Abkommen 
unter Artikel 2: „Das Jugend- 
werk hat die Aufgabe, die 
Bande zwischen der Jugend der 
beiden Länder enger zu gestal- 
ten und ihr Verständnis fürein- 
ander zu vertiefen. Es hat hier- 
zu die Jugendbegegnung und 
den Jugendaustausch anzure- 
gen, zu fördern und, soweit not- 
wendig, selbst durchzuführen." 

Von besonderer Breitenwir- 
kung ist der Austausch berufs- 
tätiger Jugendlicher innerhalb 
gleicher Berufssparten gewesen, 
weil sich bei gemeinsamer Ar- 
beit am schnellsten das gegen- 
seitige Verständnis einstellt. In 
den vergangenen fünf Jahren 
trafen sich insgesamt etwa 
100 000 junge Berufstätige bei- 
der Länder auf Tagungen und 
Seminaren. Auch der Schüler- 
und Studentenaustausch spielt im 
Gesamtprogramm des Jugend- 
werkes eine wichtige Rolle. 
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BRIEFE 
Aus der Presse erfahre ich, daß 

durch den Abfall des französischen 
Franc auch die Agrarpolitik der EWG 
in Mitleidenschaft gezogen werden 
muß. Gibt es da keine Möglichkeit, 
endlich mit harter Faust die Bela- 
stungen von der deutschen Land- 
wirtschaft hinwegzunehmen? 

Edith W., Berlin 

Antwort: Sie wissen, daß Bundes- 
ernährungsminister Höcherl alles 
daransetzt, eine Neuorientierung 
der EWG-Ausgleichszahlungen neu 
zu formulieren. In Erwartung der 
demnächst in Brüssel anstehenden 
„Preisrunde" für die landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse beginnt in der 
Fachpresse die Diskussion für eine 
aktivere EWG-Preispolitik. 

Die Unruhe, die in den Kommen- 
taren zum Ausdruck kommt, ist nicht 
zuletzt auf die in Brüssel durchge- 
sickerte Absicht einzelner Kommis- 
sare zurückzuführen, die Agrarpreise 
bei Überschußproduktionen zu sen- 
ken, um das Angebot entsprechend 
der Nachfrage wieder in den Griff 
zu bekommen. 

Das „publizistische Sperrfeuer" 
der landwirtschaftlichen Wochenend- 
blätter in der Preispolitik richtet sich 
also in erster Linie gegen Brüssel. 
Ein weiteres „heißes Thema" ist die 
in Stuttgart veröffentlichte „Struktur- 
Studie" Landwirtschaftsminister Dr. 
Brünners für Baden-Württemberg. Da- 
bei wird weniger der Inhalt be- 
dauert als die Tatsache, daß dieses 
Papier zuerst der Öffentlichkeit über- 
geben und nicht zunächst im kleinen 
Kreis mit dem Berufsstand disku- 
tiert wurde. 

Des weiteren spielen in der Fach- 
presse immer noch die agrarpoliti- 
schen Perspektiven Bundeswirt- 
schaftsminister Schillers eine Rolle. 
In diesem Zusammenhang wird eine 
ablehnende Entschließung des BDV- 
Präsidiums nachgedruckt und kom- 
mentiert. Schließlich wird in nahezu 
sämtlichen Wochenblättern die Be- 
richterstattung über den Fortgang 
der parlamentarischen Beratungen 
über das CDU-Strukturfondsgesetz 
fortgeführt. 

Aus den Vereinigungen 

Junge Union fordert 
klare Politik 

Die niedersächsischen JU-Landes- 
verbände Hannover, Braunschweig 
und Oldenburg haben sich am 
17. November in Braunschweig zu 
einem einheitlichen Landesverband 
zusammengeschlossen. Sie folgten 
damit dem Beispiel der drei CDU- 
Landesverbände Niedersachsens, 
die sich vor wenigen Monaten in 
Hannover fusioniert hatten. 

Zum Landesvorsitzenden wurde 
mit überwältigender Mehrheit der 
bisherige Sprecher des Niedersach- 
senrates Rudolf Seiters gewählt; 
gleichberechtigte Stellvertreter wur- 
den Dr. Niewerth (Oldenburg), Kuhl- 
mann (Lüneburg) und Trouw (Hildes- 
heim). 

In seiner Rede bezeichnete es 
Seiters als eine wichtige Aufgabe 
der jungen Generation, das Ansehen 
der Parteien aufzuwerten; denn die 
Parteien seien das Lebenselement 
der Demokratie. Für die Zusammen- 
arbeit mit der CDU kündigte der 
neue Landesvorsitzende eine ver- 
stärkte innerparteiliche Diskussion 
über die für die Zukunft anstehen- 
den Sachfragen an. Ausdrücklich be- 
kannte sich Seiters zur föderativen 
Struktur der Bundesrepublik. Es sei 
aber an der Zeit, erklärte er, ernst- 
haft zu überdenken, ob die Funk- 
tionsfähigkeit des föderativen Prin- 
zips heute noch voll gewährleistet 
sei. Deshalb stelle eine Überarbei- 
tung des Bund-Länderverhältnisses 
eine staatsoolitische Aufgabe ersten 
Ranges dar. 

Stark beschäftigte die Delegierten 
auch die Frage einer möglichen Ko- 
alitionsbildung nach der Bundes- 
tagswahl 1969. Hierzu vertrat Sei- 
ters die Auffassung, daß es allein 
darum gehen könne, welche Aus- 
wirkungen Koalitionen, zumal die 
Große Koalition, auf das Wesen der 
Demokratie hätten, und nicht, wie 
die CDU dabei gefahren sei. 

Die Delegierten waren sich einig 
darüber, daß die Große Koalition 
zwar fair zu Ende geführt werden, 
im übrigen aber der kommende 
Wahlkampf auf die eindeutige Füh- 

rung   der   CDU   abgezielt   werden 
müsse. 

Auch Minister Hasselmann, der 
Landesvorsitzende der CDU in Nie- 
dersachsen, bekräftigte vor dem 
Niedersachsentag den Führungsan- 
spruch der CDU für 1969. Der Jun- 
gen Union empfahl er im weiteren 
Zusammenhang, sich künftig aktiver 
mit den radikalen Strömungen unter 
unserer Jugend auseinanderzuset- 
zen. Hier dürfe man das Feld nicht 
den anderen überlassen. Auf die 
Herabsetzung des Wahlalters ein- 
gehend, forderte Hasselmann die 
jungen christlichen Demokraten auf, 
dafür zu sorgen, daß diese neue 
Wählerschicht dann auch der CDU 
ihr Vertrauen schenke. 

Scharf wandte sich der CDU-Lan- 
desvorsitzende gegen die Ausschrei- 
tungen der antiparlamentarischen 
Opposition (APO) in der letzten Zeit. 
Die CDU wolle Reformen, das Ber- 
liner Programm bezeuge das, sie er- 
warte aber, daß die demokratischen 
Spielregeln eingehalten würden. 

Gleichzeitig kritisierte Hassel- 
mann die permanente öffentliche 
Auseinandersetzung über ein Ver- 
bot der NPD. Wenn die Gründe da- 
für ausreichten, solle man sie ver- 
bieten und nicht so viel darüber re- 
den. Der Minister äußerte die Be- 
fürchtung, daß dabei eine ziemlich 
existente Gefährdung durch die ex- 
treme Linke völlig übersehen werde. 

In den Entschließungen, die 
der Niedersachsentag verabschie- 
dete, hatte die Kulturpolitik ein 
deutliches Übergewicht. Ausdrück- 
lich begrüßt wurde der Beschluß des 
Berliner Parteitages, sich für die 
Bildung eines Bundesministeriums 
mit Rahmenkompetenzen für Aus- 
bildung und Kultur einzusetzen. 

An die CDU gerichtet ist die For- 
derung, ein ständiges Gremium für 
schul- und hochschulpolitische Fra- 
gen zu bilden, um einen entschei- 
denden Einfluß auf die Kulturpolitik 
des Landes Niedersachsen zu neh- 
men. Zur Arbeitsweise eines sol- 
chen Ausschusses hat die Junge 
Union ganz konkrete Vorstellungen, 
sie ist zur entsprechenden Mitarbeit 
bereit. 

Die Deutschland- und Ostpolitik 
wird die niedersächsische Junge 
Union bis zum nächsten Landestag 
stärker beschäftigen. Die Ergebnisse 
sollen in Thesen zusammengefaßt 
und den Delegierten des Nieder- 
sachsentages 1969 zur abschließen- 
den Beratung vorgelegt werden. 

Ruf nach Verantwortung 
Die Junge Union Deutschlands 

tritt nach den Worten ihres Bundes- 
vorsitzenden Egon Klepsch, MdB, 
für eine Beendigung der Großen 
Koalition nach dem Wahlgang des 
Jahres 1969 ein. Dr. Klepsch er- 
klärte dies vor dem Bezirkstag der 
Jungen Union in Koblenz. 

Der jungen Generation komme 
eine besondere Verantwortung zu 
bei dieser Wahl, durch die Weichen 
für die Demokratie in Deutschland 
gestellt würden. Dr. Klepsch wies 
u. a. darauf hin, daß sich die Bun- 
destagsfraktion der CDU/CSU um 
mehr als ein Drittel erneuern werde. 

Eine ähnliche Meinung zur Gro- 
ßen Koalition in Bonn vertrat wäh- 
rend  des  Bezirkstages der Jungen 

Hinweise und Termine 
Der Bundespräsident 

Das z. Z. meist diskutierte Thema 
in der deutschen Öffentlichkeit ist 
wohl die Nachfolge von Bundes- 
präsident Heinrich  Lübke. 

Die Bundeszentrale für politische 
Bildung 53 Bonn, Berliner Freiheit 7, 
Referat I/3 hat eine Illustrierte über 
die beiden Bundespräsidenten Theo- 
dor Heuss und Heinrich Lübke mit 
Darstellungen zur Person und zum 
Amt des Bundespräsidenten in 
Grundgesetz und Verfassungswirk- 
lichkeit herausgegeben. 

Diese Illustrierte, mit vielen Farb- 
bildern versehen, ist kostenlos bei 
der o. g. Dienststelle zu erhalten. 

Woche vom 24.11. bis 30.11.1968 
28.-30. 11. KPV - Bund Arbeitskreis der 

Großen Städte 
Bremen 

29. 11. LV Bremen Sitzung des 
Landesausschusses 

Bremen 

29. 11. LV Hessen Mittelstandsvereinigung Frankfurt 
30. 11. KPV Hessen Vertreterversammlung Frankfurt 

Vorschau  Dezember 1968 
6. 12. EAK - Bund Bundesarbeitskreis Bonn 
6. 12. EAK - Bund Vorstand Bonn 
6./7. 12. LV Württemberg- 

Hohenz. 
CDA-Landestagung Sigmaringen 

7. 12. KPV NRW Hauptausschuß Oberhausen 
7. 12. LV Nord- 

Württemberg 
Landesparteitag Stuttgart 

7. 12. LV Rheinl.-Pfalz Landesparteitag Mainz 
13./14. 12. CSU Landestag München 

Januar 1969 
9. 1. LV Westfalen Westfälisch-Lippischer 

Mittelstandstag der CDU 
Dortmund 

17./18. 1. CDU - Bund Bundesdelegierten- Bad  Godesberg 
Frauenvereinigung tagung 

Union Rheinhessen der Landesvor- 
sitzende dieser Organisation in 
Rheinland-Pfalz, Dr. Gölter. Er kon- 
kretisierte in Mainz die Worte von 
Dr. Klepsch mit der These, die CDU 
solle sich für ein Zusammengehen 
mit der FDP offenhalten, wenn das 
Wahlergebnis 1969 nicht zwingend 
ein Weiterführen der Großen Koali- 
tion verlange. 

Übereinstimmend begrüßten die 
Redner das Ergebnis des Berliner 
Bundesparteitages der CDU. Die 
Union habe dort gezeigt, daß sie 
zur Partei der Reformen werden 
könne, wenn sie nur ihre personelle 
Substanz nutze. 

Die Junge Union Hessen verab- 
schiedete in Petersberg/Krs. Fulda 
ihr Bildungsprogramm für 1969. 

Das Bildungsprogramm umfaßt 
die Schwerpunkte Gesellschafts- 
und Außenpolitik, die Pressefrei- 
heit, die Agrarreform, die Finanz- 
und Verwaltungsreform sowie die 
Regionalpolitik. Dr. Riesenhuber, 
Vorsitzender der JU Hessen, setzte 
sich für eine stärkere Präsenz der 
jungen  Menschen  in  der CDU  ein. 

Neue Strukturen 
Neue Strukturen für Deutschland, 

Europa und die Welt zu schaffen! 
hält Bundesforschungsminister Dr! 
Stoltenberg für notwendig. Vor dem 
Evangelischen Arbeitskreis Ostwest- 
falen-Lippe der CDU in Bielefeld 
betonte der Minister, daß es in der 
Europapolitik darum gehe, die ge- 
gründeten Institutionen zu bewah- 
ren und schrittweise auszubauen. 
Eines der Ziele sei der Beitritt Groß- 
britanniens, das seit einiger Zeit 
folgerichtig seine Rolle in Europa 
suche. Im geteilten Deutschland 
könnten positive Veränderungen nur 
durch Änderungen in Europa ein- 
treten. 
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Aus den Landesverbänden 

Einheitsfront gegen 
Berliner Senator 

Selten gab es eine so starke parlamentarische Einheitsfront 
gegen einen Berliner Senator wie kürzlich im Abgeordneten- 
haus. Gegenstand war eine Große Anfrage der CDU-Opposi- 
tion. 

Sie wollte vom Senat wissen, ob 
es zutreffe, daß beim Amtsgerichts- 
präsidenten des Amtsgerichts Tier- 
garten über alle Verkehrsdelikte in 
Berlin eine Zentralkartei geführt 
werde, deren Eintragungen keiner 
Tilgungsfrist unterlägen. Weiter 
fragte die CDU, ob es zutreffe, daß 
diese Zentralkartei von den Ver- 
kehrsrichtern bei der Strafzumes- 
sung herangezogen werde und 
schließlich, ob der Berliner Senat 
der Auffassung sei, dieses Verfah- 
ren sei rechtlich zulässig. 

Ergänzend muß gesagt werden, 
daß diese Kartei entsprechend einer 
bundeseinheitlichen Verwaltungs- 
vorschrift besteht, jedoch neben 
dem Strafregister existiert. Während 
aber gerade das Strafregister nur 
Verbrechen und Vergehen erfaßt, 
nimmt die Zentralkartei in Berlin- 
Tiergarten sämtliche gerichtlichen 
Vorgänge auf, also auch Verfahren, 
die mit einem Freispruch enden. 
Aufgrund der in Berlin gemachten 
Erfahrungen besteht nun der be- 
gründete Verdacht, daß ein in der 
Kartei verzeichneter Name sich 
negativ auf die Urteilsfindung aus- 
wirken  könnte. 

So kam es, daß sich gegen den 
Berliner Justizsenator Hoppe bald 
eine Einheitsfront von Abgeordne- 
ten zusammenfand, die den Senator 
schwer   bedrängte.   Völlig   isoliert, 

auch von den Abgeordneten der 
eigenen FDP-„Fraktion", kämpfte 
Hoppe für dieses Register. Schließ- 
lich gäbe es für die Kartei die er- 
wähnte Rechtsvorschrift, so daß der 
Senat kein Bedenken habe, auch 
zukünftig mit dieser Kartei arbeiten 
zu lassen. 

Dem hielt der Fraktionsgeschäfts- 
führer der CDU, Heinrich Lummer, 
entgegen, daß diese Kartei dazu an- 
getan sei, die Rechtsungleichheit 
und damit die Rechtsunsicherheit 
zu fördern. Denn für die allgemeine 
Kriminalität sei nach Maßgabe des 
Straftilgungsgesetzes nach einer be- 
stimmten Zeit eine Löschung der 
Strafe vorgesehen. Selbst die Flens- 
burger Kartei sehe eine Löschung 
vor. Ganz anders verhalte es sich 
nun bei dem „fabelhaften Gewächs 
der Berliner Justiz". 

Lummer wies nach, daß der dort 
eingetragene Zeitgenosse zeitlebens 
seine Makel mit sich herumtragen 
müsse, seien sie auch noch so klein. 
Es sei auch nicht von der Hand zu 
weisen, daß diese Kartei sogar zur 
Versuchung für Richter und Sünder 
werde. Lummer erläuterte am kon- 
kreten Beispiel, daß seine Ausfüh- 
rungen nicht akademische Diskus- 
sion, sondern harte Wirklichkeit 
seien. Der CDU Berlin gehe es aus- 
schließlich um ein Höchstmaß an 
Rechtssicherheit. 

Negative Symbolfigur 
Nachdem der Bremer Gewerk- 

schaftsführer und frühere SPD- 
Fraktionsvorsitzende, Richard Bol- 
jahn, jahrelang im Zielfeuer der 
Kritik stand, schickt sich nun Wil- 
helm Blase, seines Zeichens so- 
sialdemokratischer Bausenator an, 
die Rolle einer negativen Symbol- 
figur in der bremischen Politik zu 
übernehmen. 

Schwarze Tage liegen hinter dem 
Senator. Selbst der Senat hat seine 
Baupläne hinsichtlich einer neuen 
Satellitenstadt nicht akzeptiert. Der 
Bericht des Rechnungshofes der 
Freien Hansestadt Bremen zur Haus- 
haltsrechnung 1966 läßt kaum ein 
gutes Haar an der Bauverwaltung. 
Und soeben hat ein Landgerichts- 
urteil den CDU-Bürgerschaftsabge- 
ordneten Filzen und Klein bestätigt, 
daß sie seinerzeit zurecht auf ge- 
wisse Machenschaften beim Bau 
bremischer Behördenhochhäuser 
hingewiesen hätten. 

Folgender Sachverhalt liegt dem 
Urteil zugrunde. Der damalige Sena- 
tor für das Bauwesen hatte den so- 
genannten „Mantelbau" von der 
Bremer Hochbau GmbH zu einem 
Festpreis von über vier Millionen 
DM errichten lassen, ohne daß eine 
Ausschreibung erfolgte. Die Gesell- 
schaft legte keine Kostenberechnun- 
gen vor, wie dies gesetzlich vorge- 

schrieben ist und der Senator unter- 
ließ es, dem Hochbauamt einen Ko- 
stenprüfauftrag zu erteilen. Ferner 
lag der im Festpreis enthaltene 
Grundstückspreis um 84 000 DM hö- 
her als die vor Vertragsabschluß ge- 
troffenen Feststellungen des Stadt- 
planungsamtes ergeben hatten. 
Außerdem war das Architekten- 
honorar beträchtlich überhöht. 

In seinem Halbjahresbericht vom 
31. Dezember 1965 beanstandete der 
Rechnungshof, daß ihm die zur Prü- 
fung erforderlichen Unterlagen vom 
Senator für das Bauwesen nicht 
vorgelegt worden seien. Blase hatte 
zunächst erklärt, der „gesamte Vor- 
gang" sei verloren gegangen. 

Nach energischem Eingreifen der 
CDU-Fraktion wurde die Bauakte 
allerdings „wiederentdeckt". Das 
Urteil des Landgerichts bestätigt, 
daß die Baugesellschaft sich prak- 
tisch über 200 000 DM hat doppelt 
bezahlen lassen. Die entsprechen- 
den Abmachungen fallen in die Zeit 
vor dem Amtsantritt des jetzigen 
Bausenators. Aber der Bericht des 
Rechnungshofes zu 1966 beanstan- 
det nach wie vor die Praktiken der 
Bauverwaltung und die politische 
Verantwortung trägt der amtierende 
Senator, der sich immerhin seit dem 
Herbst 1963 in seinem Amte befin- 
det. 

Als „Krähwinkeleien, um die 
viel zu viel Aufwand und Aufhe- 
bens gemacht worden ist", be- 
zeichnete der hessische CDU- 
Landesvorsitzende Dr. Dregger, 
MdL, das von der Landesregie- 
rung vorgelegte Gesetz über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit. 
Zwar sei auch die CDU für den 
freiwilligen Zusammenschluß von 
Gemeinden, gehe dabei aber von 
anderen Dimensionen aus, sagte 
Dr.  Dregger. 

Auf  dem  Parteitag  des CDU- 
Landesverbandes   Braunschweig, 
der am 29. November in Salzdah- 
lum (Kreis Wolfenbüttel) statt- 
findet, wird der Landtagsabge- 
ordnete Dr. Otto Fricke noch- 
mals für das Amt des Landesvor- 
sitzenden kandidieren, das er 
seit 1952 ausübt. Außer der Vor- 
standswahl stehen die Verab- 
schiedung einer neuen Satzung 
und ein Referat des Bundestags- 
abgeordneten Burgemeister über 
die Förderung der Zonenrandge- 
biete auf der Tagesordnung. 

Zurückgewiesen hat die CDU 
in Baden-Württemberg eine Äu- 
ßerung des Vorsitzenden der 
SPD-Landtagsfraktion, Bühringer, 
der der CDU vorgeworfen hatte, 
sie habe noch keinen Beschluß 
in der Wahlrechtsfrage gefaßt. 
U. a., so wird erklärt, habe der 
nordwürttembergische CDU-Lan- 
desparteitag im Juli 1968 einem 
mehrheitsbildenden Wahlrecht 
seine Zustimmung gegeben, und 
zwar unabhängig von der Ent- 
scheidung des Bundes. 

Eine Debatte über den Rechts- 
und Linksradikalismus hat die 
CDU-Fraktion im nordrhein-west- 
fälischen Landtag gefordert. Sie 
verlangt von der Landesregie- 
rung, dem Parlament unverzüg- 
lich einen Bericht über die Tä- 
tigkeit extremer politischer Grup- 
pen zu geben. Auch über extreme 
Organisationen  der Gastarbeiter 
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solle dabei gesprochen werden. 
„Das Thema ist wichtiger als 
die von Ministerpräsident Kühn 
angekündigte Mitbestimmungs- 
debatte des Landtages", er- 
klärte CDU-Fraktionschef Lenz. 
Nach den Tumulten beim Siege- 
ner NPD-Parteitag und dem Auf- 
tauchen des früheren KPD-Chefs 
Max Reimann sei es höchste 
Zeit, sich im Landtag über die 
Bekämpfung der extremen Par- 
teien und Gruppen klarzuwerden. 

Entsprechend der Neugliede- 
rung der Regierungsbezirke 
durch die Verwaltungsreform in 
Rheinland-Pfalz will die CDU 
ihre Organisation ändern. Der 
Bezirksausschuß Koblenz hat be- 
schlossen, so schnell wie mög- 
lich die CDU-Bezirke Koblenz 
und Montabaur zusammenzule- 
gen, um schon für die Wahlen 
im kommenden Jahr eine ein- 
satzstarke organisatorische Ein- 
heit zur Verfügung zu haben. Die 
Gründungsversammlung des 
neuen Bezirks ist für den 25. Ja- 
nuar 1969 vorgesehen. 

Gleiches Recht für alle Schü- 
ler bis zur Vollendung des vier- 
zehnten Lebensjahres verlangt 
die CDU-Fraktion des nordrhein- 
westfälischen Landtags. Sie be- 
antragte beim Landtag, für alle 
„Pflichtschüler" künftig die Fahrt- 
kosten zur Schule dem Staat zu 
übertragen. Die Fraktion hält es 
nicht länger für vertretbar, daß 
nur den Grund-, Haupt- und 
Sonderschülern ihre Fahrtkosten 
ersetzt werden, während die 
gleichaltrigen Realschüler und 
Gymnasiasten leer ausgehen. Die 
Mehrausgaben von 30 Millionen 
Mark sollen aus den Mehrein- 
nahmen der Steuern finanziert 
werden. 

Günstige Zwischenbilanz 
Das von der CDU in Rheinland- 

Pfalz befürwortete und von der Lan- 
resregierung durchgeführte Sonder- 
programm zur Behebung des Leh- 
rermangels hat sich als erfolgreich 
erwiesen: 169 „berufsfremde" Lehr- 
kräfte konnten gewonnen werden. 

Dies weist eine Zwischenbilanz 
aus, die von der CDU soeben ver- 
öffentlicht wurde. Die genannten 
169 Lehrkräfte haben ihren Dienst 
an den höheren Schulen des Lan- 
des bereits aufgenommen oder fest 
zugesagt, dort tätig zu werden. Es 
handelt sich dabei im einzelnen um 
hochqualifizierte Kräfte aus der 
Wirtschaft, um Inhaber akademi- 
scher Grade, um Realschullehrer, 
Volksschullehrer, Geistliche, Diplom- 
chemiker, Diplombiologen, Physiker, 
Geologen und Dolmetscher. Auch 
Gymnasiallehrerinnen, Hauswirt- 
schaftslehrerinnen und Textilgestal- 
terinnen oder Studenten haben sich 
zur Verfügung gestellt. 

63 der neuen Pädagogen haben 
sich zum hauptamtlichen Dienst ver- 
pflichtet, 106 nebenberuflich. Die 
Gesamtzahl der so gewonnenen 
Schulstunden beträgt 2371. 

In diesem Zusammenhang ist 
auch ein Blick auf die Kosten von 
Interesse, die im nun ablaufenden 
Jahr (ohne Ausgaben für Baumaß- 
nahmen) für die einzelnen Schul- 
arten in Rheinland-Pfalz aufgewen- 
det worden sind: Mit 261,4 Mil- 
lionen DM liegen die Volks- und 
Sonderschulen vor den Gymnasien 
(97,4 Millionen DM), der Universität 
(48,8 Millionen DM), den Realschu- 
len (23,9 Millionen DM) und den 
Pädagogischen Hochschulen (10,6 
Millionen  DM)  weit an  der Spitze. 

Schlüsselt man diese absoluten 
Zahlen nach den Prozentsätzen auf, 
die bei den Landeszuschüssen je- 
weils Schüler und Studenten er- 
reichten, wird folgendes Bild er- 
kennbar: 

1968 werden für jeden Schüler an 
Volks- oder Sonderschulen 633 DM 
an Landesmitteln ausgegeben. Der 
„durchschnittliche" Realschüler er- 
fordert 912 DM, der Gymnasiast 
1133 DM. Je Student an den Päd- 
agogischen Hochschulen fielen 3136 
DM an, je Student an der Univer- 
sität in Mainz dagegen 5469 DM - 
wobei die Ausgaben für die Univer- 
sitätsklinik nicht berücksichtigt sind. 
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Informationen 

Ob braun, ob rot... 
Pankow hat die Lüge in die Welt 

gesetzt und diejenigen, die sich 
Denken und Informieren vom Osten 
abnehmen lassen, haben sie weiter- 
verbreitet: die Lüge, daß die CDU 
gemeinsame Sache mit der NPD 
treibe. 

Man könnte über diese Unterstel- 
lung mitleidig lächeln, wüßte man 
nicht, daß solche marktweiberhaft 
weiterverbreitete Propaganda auch 
manchen Gutgläubigen unsicher 
machen kann. So haben seinerzeit 
die sehr bedauerlichen Wahlabspra- 
chen der örtlichen CDU mit der NPD 
in zwei niedersächsischen Gemein- 
den in der Presse Schlagzeilen ge- 
macht. Der Beschluß des Berliner 
Parteitages gegen jegliche Zusam- 
menarbeit mit den Radikalen von 
rechts oder links fand indessen 
recht geringe Beachtung, und im 
Osten wurde er natürlich völlig un- 
terschlagen. 

Die Haltung der Union ist eindeu- 
tig: Jede Zusammenarbeit mit Orga- 
nisationen wie der NPD und DFU 
wird mit der härtesten Strafe be- 
droht, die von der Partei verhängt 
werden kann: mit dem Parteiaus- 
schluß. 

In der vom Berliner Parteitag ein- 
mütig angenommenen Entschließung 
steht klipp und klar: „Jegliche Koa- 
litionen und Wahlabsprachen mit ex- 
tremen Parteien, wie NPD oder DFU, 
sind unbeschadet der Frage nach 
deren Verbot durch das Bundesver- 
fassungsgericht parteischädigend 
und haben ein Ausschlußverfahren 
aus der CDU zur Folge". 

Dadurch dürfte ein für allemal 
Klarheit geschaffen sein. Wer jetzt 
der CDU noch heimliche Sympa- 
thien für die NPD nachsagt, der 
lügt. 

Die CDU lehnt jeden Radikalis- 
mus, ganz gleich von welcher Seite, 
kompromißlos ab; sie macht also 
keinen Unterschied zwischen denen, 
die hinter einer bräunlichen Fahne 
herlaufen, und jenen, die auf die 
rote Fahne schwören. Einen „Edel- 
Radikalismus" gibt es nicht! 

Wir alle wissen, welch unermeß- 
liches Unglück der Radikalismus von 

rechts vor nicht allzu langer Zeit 
über unser ganzes Volk brachte. Wir 
wissen aber auch, welch Unrecht 
und Not der Totalitarismus von 
links im anderen Teil unseres Va- 
terlandes anrichtet. Es besteht für 
uns kein Grund, leichtsinnig den 
Kopf in die Schlinge zu legen in 
der naiven Hoffnung, daß die Links- 
radikalen die Schlinge nicht zuzie- 
hen werden. 

Die CDU hat die politischen Rea- 
litäten in Deutschland und der übri- 
gen Welt im Auge gehabt, als sie 
sich mit harten Worten von den Ra- 
dikalen in beiden Lagern distan- 
zierte. Das Beispiel der CDU sollte 
Schule machen! 

DGB zu voreilig 
Fast unbemerkt von der Öffent- 

lichkeit kursiert eine Gewerkschafts- 
studie mit der Aufschrift „Streng ge- 
heim" innerhalb der SPD. Verfasser 
der Denkschrift ist der Münchener 
Wenzl Bredl, Vorstandsvorsitzender 
der Landesversicherungsanstalt 
Oberbayern  und  Mitglied der SPD. 

Wenzl Bredl beobachtet darin eine 
seit einem Jahrzehnt anhaltende 
Krise der deutschen Gewerkschafts- 
bewegung. Schon heute müsse die 
Gewerkschaft einen ungewöhnlich 
hohen Prozentsatz ihres Beitragsauf- 
kommens für die Kosten der Verwal- 
tung aufbringen. Die Beitragsein- 
nahmen stagnierten. Für einen 
Streik hätten die Gewerkschaften 
immer weniger Mittel zur Verfügung, 
was in wachsendem Maße härtere 
Fronten bei den Arbeitgebern be- 
wirke. 

Die Mitgliederzahlen und Beitrags- 
einnahmen bei der Gewerkschaft 
seien nach der Studie ebenfalls nicht 
gewachsen, obgleich in der frag- 
lichen Zeit die Löhne nominell ver- 
dreifacht und real verdoppelt wor- 
den seien, die Fünf-Tage-Woche ein- 

geführt  und   der  Urlaub  verlängert 
worden sei. 

Nicht ohne Resignation räumt 
Bredl weiter ein, daß die Leistungen 
der Gewerkschaft von keiner Seite 
richtig anerkannt würden, weder 
vom Staat noch von den Parteien 
noch von den Arbeitnehmern. Die 
Gewerkschaften hätten trotz aller Er- 
folge die sonderbare Moral der Ar- 
beitnehmermehrheit und das Image 
der Gewerkschaften nicht wesentlich 
verbessern können. 

Den Arbeitnehmern bescheinigt 
die bayerische Geheimstudie über- 
dies „bedenkliche Moral und unver- 
ständliche Interesselosigkeit hin- 
sichtlich der Wahrung ihrer sozialen 
Belange". Als einzigen Ausweg aus 
der Gewerkschaftskrise empfiehlt 
Bredl eine Änderung der Organisa- 
tionsform analog zum österreichi- 
schen Beispiel: Die Errichtung von 
Arbeitnehmerkammern. Sie sollten 
über die Lohnsteuer und den Sozial- 
versicherungsbeiträgen erhoben wer- 
den, was nichts anders bedeuten 
würde, als daß nicht mehr nur das 
DGB-Mitglied, sondern automatisch 
jeder Arbeitnehmer den Gewerk- 
schaften Tribut entrichten müßte. 

Aufgelesen... Aufgelesen... 
„England mit seinen Sozialexperi- 

menten und seinen völlig überalter- 
ten Produktionsmethoden ist selbst 
schuld, wenn es nicht mehr der 
große Gläubiger eines Kolonialwelt- 
reiches ist, sondern sich jetzt im 
Wettbewerb mit anderen europäi- 
schen Industrienationen schwer tut. 
Und mit dem Frankreich de Gaulles 
braucht man keinerlei Mitleid zu ha- 
ben, wenn es jetzt den Größenwahn, 
eine eigene Atommacht aufzubauen 
und sich jeder supranationalen Zu- 
sammenarbeit zu entziehen, teuer 
bezahlen muß. 

Wir Deutschen zahlen in die 
Brüsseler Fonds schon genug, um 
die völlig veraltete und seit Jahr- 
zehnten vernachlässigte französische 
Landwirtschaft am Leben zu erhal- 
ten. Wir zahlen praktisch Herrn de 
Gaulle seine immensen Kindergeld- 
zuschüsse, mit denen er um des 
nationalen Prestiges willen die Be- 

völkerungszahl   seines   Landes   er- 
höht hat. 

Und wir sind nicht einmal er- 
staunt, wenn gestern de Gaulles ge- 
treuester Paladin, Couve de Mur- 
ville, die internationale Hilfe für den 
notleidenden Franc geradezu als 
selbstverständlich empfand und 
noch ausdrücklich betonte, daß sie 
.ohne Vorbehalte' erfolge, wobei er 
noch hinzufügte, daß keineswegs 
seine Regierung, sondern das .ver- 
altete internationale Währungs- 
system' schuld an der Krise sei." 

„Wiesbadener Kurier", 19. 11. 68 

„Überhaupt treten die Beamten 
von Post und Bahn, hört man die 
Gewerkschaftler, in diesem Streit- 
fall nicht so sehr als Beamte, das 
heißt als Gruppe mit unveräußer- 
lichen Merkmalen, auf, sondern als 
gewöhnliche  Arbeitnehmer.  Das  ist 

nicht das erste Mal so, und das 
Argument ,Die anderen haben doch 
auch' ist schon oft angeklungen. 

Die Beamten können darauf ver- 
weisen, daß die Angestellten und 
Arbeiter im öffentlichen Dienst das 
gewünschte Weihnachtsgeld erhal- 
ten, sie können sich auch sonst mit 
diesen Gruppen unentwegt verglei- 
chen. Um ihre Interessen, um ihre 
zugegebenermaßen berechtigten In- 
teressen, kämpfen sie sowieso nach 
Möglichkeit im besten Angestellten- 
stil. Das sei ihnen unbenommen, 
doch verflüchtigt sich auf diese 
Weise langsam, aber sicher jeder 
Grund, in den Beamten eine beson- 
dere Art von Berufstätigen zu sehen. 

In diesen Tagen bestätigt sich 
einmal wieder die Erfahrung, daß 
die Beamten vor dem 65. Lebens- 
jahr in sehr vielen Dingen wie An- 
gestellte behandelt werden wollen, 
die Angestellten hingegen nach dem 
65. Lebensjahr — und hierauf läuft 
die ganze Entwicklung der Alters- 
vorsorge hinaus — wie Beamte." 

„Süddeutsche  Zeitung",  19.  11.  68 

Stichwort 
zum 
Wochen- 
ende 

Wochenlang ist mit einer 
Aufwertung der D-Mark 

spekuliert worden. Insbeson- 
dere in den letzten Tagen 
jagte ein Gerücht das andere. 
Die sonst so seriöse britische 
Londoner „Times" nannte so- 
gar schon den genauen Ter- 
min der Aufwertung. Die 
Krise des französischen 
Franc hatte die Spekulati- 
onen auf einen Höhepunkt 
getrieben. 

In dieser Situation hat die 
Bundesregierung nunmehr 

Klarheit geschaffen. Nach 
ernsthafter Prüfung hat sie 
beschlossen, sich keinem 
Druck zu beugen und die 
D-Mark nicht aufzuwerten. An 
diesem Nein sollte nun nicht 
mehr gedeutelt werden. Die 
Unsicherheit, die in erster 
Linie durch die nicht abrei- 
ßende Kette von Gerüchten 
ausgelöst worden ist, muß 
endlich ein Ende haben. 

Eine Aufwertung würde 
allein dem Bund drei Mil- 

liarden DM kosten; Landwirt- 
schaft und die exportorien- 
tierten Sektoren der Wirt- 
schaft hätten weitere schwere 
Einbußen zu erwarten. 
Schließlich muß abgewartet 
werden, welche Außenhan- 
delspolitik die Regierung 
Nixon betreiben wird. 

Die Bundesregierung ist be- 
reit, nach Kräften daran 

mitzuarbeiten, daß sich die 
allgemeine Währungslage in 
Europa wieder beruhigt. Die 
angekündigten steuerlichen 
Sofortmaßnahmen auf dem 
Gebiet der Einfuhr und der 
Ausfuhr werden die Preis- 
stabilität in unserem Land 
absichern. Sie werden aber 
auch ein wesentlicher Beitrag 
dazu sein, die internationale 
Lage zu entkrampfen. 
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